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INFO 
Mit Namen ee/eithnele Artikel geben die persönliche Meinung des Verfassers wieder. Nachdruck aller Beiträge 
nur nach Rücksprache mit der Redaktion. „Der (IründungsausschuO für die Universität Oldenburg, das Konzil und 
der Senat der Universität Oldenburg haben einstimmig beschlossen, daß die Universität Oldenburg den Namen 
( arl-von-Ossict/ky-Universitkt führt. Die Universität bedauert, daß ihr die offizielle Führung dieses Namens 
bisher nicht gestaltet ist." 

Ein „großes Paket" würde 
Strukturschwäche der 
Universität beseitigen 
Studiengang Jura wieder in den Wahlkampf gerückt 
Eine Erklärung der Universitätsleitung mit der Überschrift „Wa­
rum zögert Cassens mit Studiengang Jura in Oldenburg?" hat nicht 
nur bei den Politikern des Nordwestraumes, sondern auch bei Wis­
senschaftsminister Dr. Johann-Tönjes Cassens selbst Reaktionen 
hervorgerufen. Er sagte auf einer Wahlkampfveranstaltung in Ol­
denburg, für die von der Universität beantragten Studiengänge 
Jura, Angewandte Informatik und Lebensmittelchemie werde mög­
licherweise ein Gesamtpaket geschnürt. 

Zuvor halten die beiden CDU-Land­
tagsabgeordneten Josef Dierkes und 
Dr. Heinrich Niewerth aufgrund von 
Befürchtungen, die Landesregierung 
wolle Jura für Oldenburg nun doch 
fallen lassen, in einem Schreiben an 
Ministerpräsident Dr. Albrecht er­
rechnet, daß die Universität in den 
Jahren 1983 bis 1985 insgesamt 159 
Stellen benötige. Damit könnten 
nicht nur Jura, Lebensmittelchemie 
und Angewandte Informatik einge­
richtet, sondern auch die weiteren 
Personalprobleme der Hochschule 
gelöst werden. Ein Teil der Stellen 
müßte durch Einsparungen im Leh-
rerausbildungsbcrcich „erwirtschaf­
tet" werden. 

SPD-Abgeordneter Horst Milde und 
FDP-Kandidat Erich Küpkcr erklär­
ten, die Einrichtung eines Fachbe­
reichs Jura an der Oldenburger Uni­
versität sei längst überfällig. 
„Wir würden es außerordentlich be­
grüßen, wenn fürdie Universität end­
lich ein großes Paket geschnürt wür­
de", sagte Vizepräsident Professor 
Dr. Hans-Dietrich Raapke zu den 
Äußerungen des Wissenschaftsmini­
sters, wonach er eine „große Lösung" 
mit Jura, Informatik und Lcbensmit-
telchemie anstreben will. So könne 

die bisherige Strukturschwäche der 
Universität, ihr fachlich noch nicht 
hinreichend breites Studienangebot, 
beseitigt werden. 
Wenn dies jetzt vom Wissenschafts­
minister auch so gesehen werde, so 
hat die Universität nach vielen Jah­
ren der Enttäuschungen die Hoff­
nung, daß den Worten ohne Verzug 
Taten folgten und nicht nur als Äuße­
rungen im Wahlkampf gewertet wer­
den müßten. Die Universität zumin­
dest sei zu sofortiger und konstrukti­
ver Mitarbeit im Hinblick auf die 
konkrete Planung der Studiengänge 
bereit. gh 

Zitat 
Im abgelaufenen Wintersemester 
hatten sich bei einer Kapazität von 
11.000 Plätzen im Jura-Bereich für 
dieses Studium 18.000 Interessenten 
angemeldet, von denen dann 15.000 
tatsächlich das Studium aufgenom­
men haben. Bereits das hat zur Über­
füllung der meisten juristischen Fa­
kultäten geführt. Für das Sommerse­
mester stehen den rund 2.300 Plät­
zen, die im Jura-Bereich zu vergeben 
sind, rund 4.500 Anmeldungen ge­
genüber." aus „Rundblick" vom 26.2. 

Grund- und Hauptschullehrerausbildung: 

Ausbildungsplätze sollen um 
die Hälfte reduziert werden 
Eine Reduzierung der Ausbil­
dungsplätze in der Grund- und 
Hauptschullehrerausbildung von 
2.400 auf 1.300 strebt laut regie­
rungsnahem „Rundblick" das Ka­
binett in den nächsten Jahren an. 
Wie bereits im uni-info 3/82 ge­
meldet, soll dafür an bestimmten 
Standorten die Grund- und 

Hauptschullehrerausbildung 
ganz eingestellt werden. In Göt­
tingen, wo 400 Studienanlänger-
plätze zur Zeit noch zur Verfü­
gung stehen, wird lest mit der 
Liquidierung des dortigen erz.ie-
hungs Wissenschaft liehen Fachbe­
reiches gerechnet. Bereits 1982/83 
sollen keine Studenten, die das 
Lehramt an Grund- und Haupt­
schulen anstreben, aulgenommen 
werden. An anderen Standorten 
wie in Hannover und Braun-
schweig werden wahrscheinlich 
bestimmte Ausbildungslächcr ab­
gebaut. Für Hannover sind dabei 
nach dem „Rundblick" Biologie. 
Hauswirtschaft, Physik, Chemie 
und Gestaltendes Werken im Ge­

spräch, für Braunschweig Tech­
nik. Englisch, Erdkunde, Ge­
schichte, Sozialkunde und Gestal­
tendes Werken. Wie bereits be­
richtet, wird für Osnabrück erwo­
gen, die Ausbildung für Grund-
und Hauptschullehrer in Vechta 
zu konzentrieren, soweit das mit 
dem Konkordat zu vereinbaren 
ist. 

Finhcrgehen soll mit diesen Maß­
nahmen ein weiterer Abbau der 
Ausbildungskapa/itiü für das 
Lehramt an Gymnasien. Seil 1975 
sind in diesem Bereich und dem 
der Reu Isch LI I Lehrerausbildung 
laut ..Rundblick" etwa knapp 100 
Stellen gespart oder umgesetzt 
worden. 

Zu den Regierungsplänen wollen 
die nicdersüchsischcn Hochschu­
len einen „Gegenplan" entwik-
keln. Bereits vor einem Jahr hal­
ten sich die Präsidenten gegen jede 
Liquidierung der Grund- und 
HauptschiillchrcruusbildLing an 
einem Standort ausgesprochen. 

Termin für die 
Lehrerprüfung 
Studenten, die die Voraussetzun­
gen der Übergangsbestimmungen 
der Rcalschullehrerprüfungsord-
nung (§ 26 Absatz 5) vom 9.6.1980 
erfüllen und die Prüfung nach der 
Prüfungsordnung vom 26.7.1968 
ablegen wollen, müssen sich bis 
zum |, April 1982 beim Wissen­
schaftlichen Landesprüfungsamt 
für Lehrämter, Außenstelle Ol­
denburg, anmelden. In begründe­
ten Ausnahmefällen ist das Prü­
fungsamt auch bereit, bis zum 30. 
April Meldungen entgegenzuneh­
men. Nach diesem Termin besteht 
Ausschlußfrist. Die Zulassung zur 
Prüfung muß bis zum 30. Juni 
1982 erfolgen. 

Präsidentenbericht 
Zu Beginn des Sommersemesters soll 
der vom Präsidenten auf der letzten 
Konzilssitzung Anfang Februar vor­
getragene Rechenschaftsbericht in ei­
ner weiteren Konzilssitzung disku­
tiert werden. Bis dahin wird er auch 
voraussichtlich schriftlich vorliegen. 

Studienreform 
Die ersten beiden der insgesamt 31 
niedersächsischen Studienreform-
kommissionen haben ihre Empfeh­
lungen zusammen mit Musterstu­
dien- und -Prüfungsordnungen vor­
gelegt. Im Rahmen des gesetzlich 
vorgeschriebenen Anhörungsverfah­
rens hat der Niedersächsische Mini­
ster für Wissenschaft und Kunst, Dr. 
Johann-Tönjes Cassens, jetzt die be­
troffenen Hochschulen gebeten, zu 
den vorliegenden Arbeitsergebnissen 
der Studienrcformkommissionen 
Physik und Chemie/Pharmazie Stel­
lung zu nehmen. 

Lehrer in Dänemark 
Noch bis zum 15. April 1982 können 
sich jüngere Lehrer beim Kultusmini­
sterium um eine Stelle als Gastlehrer 
in Dänemark bewerben. Informatio­
nen über das Programm, das auch für 
arbeitslose Lehrer offensteht, erteilt 
das Akademische Auslandsamt. 

Wechloy: Teilübergabe schon 1983? 
Die ersten Naturwissenschaftler können möglicherweise schon Ende 1983 einen 
Teil der Gebäude auf dem Standort Wechloy beziehen, wo insgesamt 1700 Stu­
dienplätze Für die Fachbereiche Biologie, Chemie, Physik sowie Mathematik und 
Informatik entstehen. Das teilten jetzt die Bauunternehmen mit. Ursprünglich 
sollte die Übergabe im Verlauf des Jahres 1984 stattfinden, doch Konjunk turtlaute 
- besonders im Baugewerbe - und hohe Zinsen ermöglichen offenbar die rasche 
Fertigstellung des 160-Millionen-Mark-Projektes, zu dem auch das bereits an die 
Universität übergebene Energielabor gehört. Das in seiner Art einzigartige Labor 
wird zur Zeit erprobt. Foto: Räther 

Mit dienstaufsichtlichen 
Maßnahmen gedroht 
Auseinandersetzung um VDS-Erlaß des Ministers 
Zu einer Auseinandersetzung ist es 
zwischen der Universität und dem 
Wissenschaftsminister wegen der 
Beitragszahlungen der Studenten­
schaft an die Vereinigten Deutschen 
Studentenschaften (VDS) gekom­
men. Der Wissenschaftsminister hat­
te am Rosenmontag in einem Fern­
schreiben, das auch der Presse zuge­
gangen war, die Leiter der Hochschu­
len aufgefordert sicherzustellen, daß 
vorläufig keine finanziellen Leistun­
gen der niedersächsischen Studenten­
schaften an die VDS mehr erfolgten. 
Er begründete dies mit einem Urleil 
des Oberverwaltungsgerichts Mün­
ster, in dem dem AStA der Universi­
tät Münster inzwischen rechtskräftig 
untersagt worden ist, Beiträge an die 
VDS wegen der Wahrnehmung des 
politischen Mandats abzuführen. 
Hiervon seien lediglich Zuschüsse 
zur Förderung konkreter Einzelpro­
jekte, die ausschließlich hochschul-

Positives Votum des Ministers 
zur Kooperation mit dem DGB 
„Mit Interesse" hat Wissenschaftsmi­
nister Dr. Johann-Tönjes Cassens 
den Antrag des Deutschen Gewerk-
schaltsbundes (DGB) für das For­
schungsvorhaben 'Regionale Öff­
nung der Hochschulforschung für 
Arbeitnehmerprob lerne durch Ko­
operationsslellen" zur Kenntnis ge­
nommen. In einem von ihm selbst 
unterzeichneten Schreiben meinte 
Cassens, das Projekt werde sicher da­
zu beitragen, die im Jahre 1974 auf 
der Grundlage der Kooperalionsver-
einbarung /wischen dem DGB und 
der Universität Oldenburg begonne­
ne Arbeil zu intensivieren. Er bäte 
jedoch um Verstandnisdafür.daß die 
Finanzlage des Landes leider keine 
materielle Unterstützung des Vorha­
bens zulasse. 

Ob das im wesentlichen vom Uundes-
wisscnscliuitsminislerium geförderte 

Projekt tatsächlich nach Oldenburg 
kommt, ist indes noch nicht klar. 
Auch andere Universitäten haben 
großes Interesse bekundet. In Olden­
burg traf das Vorhaben des DGB auf 
einmütige Zustimmung des Senats. 

Inszenierungshilfe 
für das Theater 
Inszenierungshilfe leistete der Fach­
bereich 8 Physik dem Oldenburger 
Staatstheater bei der Aufführung der 
Oper »Trauung" von Volker David 
Kirchner nach dem gleichnamigen 
Schauspiel von Withold Gom-
browicz. Das Projekt Laserspek-
troskopic stellte dem Regisseur 
Klaus-Henning Eschrich ein Laser­
gerät zur Verfügung das bei jeder 
Aufführung sichtbar eingesetzt wird. 

und studentenbezogen betrieben 
würden, ausgenommen. 
Über diesen Erlaß hatte die Universi­
tätsleitung sofort den AStA infor­
miert und ihm eine Kopie des Fern­
schreibens zugesandt. Sie tat dies 
aufgrund ihrer rechtlichen Einschät­
zung, daß die Untersagung der Bei­
tragszahlung dem ministeriellen 
Kompetenzkreis staatlicher Rechts­
aufsicht über die Studentenschaften 
zuzuordnen sei. Aus diesem Grund 
wurde auch davon ausgegangen, daß 
das Fernschreiben als unmittelbar an 
die Studentenschaft der Universität 
Oldenburg gerichtet anzusehen sei. 

Diese Rechtsauffassung, die sich auf 
das Hochschulrahmengesetz (§ 41 
Abs. 2 Satz 3) stützt, löste beim Nie­
dersächsischen Wissenschaftsmini­
ster eine heftige und im Stil unge­
wöhnliche Reaktion aus. Das Mini­
sterium stellte nicht nur fest, daß es 
eine andere Rechtsauffassung vertre­
te, nach der die Leiter der Hochschu^-
len die Rechtsaufsicht des Landes 
über die Studentenschaft ausübten, 
sondern schrieb auch noch im Wort­
laut vor, wie die Universitätsleitung 
den ministeriellen Erlaß umzusetzen 
habe. Außerdem verfügte das Mini­
sterium gleichzeitig, daß Zusätze, mit 
denen sich der Präsident möglicher­
weise von dieser Weisung distanzie­
ren wolle, in dem Schreiben an den 
AStA zu unterbleiben hätten. Die 
Verfügung - auch das legte der Mini­
ster fest - dürfe nur vom Präsidenten 
selbst oder vom Kanzler unterzeich­
net werden. Vizepräsident Prof.Dr. 
Hans-Dietrich Raapke, der zur Zeit 
den im Urlaub befindlichen Präsi­
denten vertritt, hatte den Brief an den 
AStA und das Schreiben unterzeich­
net, in dem die Universitätsleitung 
dem Minister ihre Rechtsauflassung 
mitgeteilt hatte. 

Abschließend heißt es in dem Mini­
ster-Schreiben wörtlich: „Sollten Sie 
diese Weisung wiederum nicht befol­
gen, sehe ich mich zu dienstaufsichtli­
chen Maßnahmen genötigt". gh 
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Drei Milliarden Sondergewinne 
allein aus dem Weser-Ems-Bezirk 
Untersuchung über windfall-profits der Ölgesellschaften im Nordwestraum 
Etwa drei Milliarden Mark Sondergewinne Fielen im Jahr 1981 den 
Tochtergesellschaften der multinationalen Konzerne zu, die im 
Nordwestraum Erdöl und Erdgas fördern. Das errechnete der Öko­
nom Dr. Martin Meyer-Renschhausen in einer jetzt vorgelegten 
Studie über „Differenzialrentenentwicklung in der westdeutschen 
Erdöl- und Erdgasgewinnungsindustrie (1978 - 1980) unter beson­
derer Berücksichtigung des Weser-Ems-Bezirks". In der Untersu­
chung wurde der Umfang der sogenannten windfall-profits erstmals 
auf der Basis der amtlichen Statistik (der Kostenstrukturstatistik) 
berechnet. Zugleich wurden erstmals auch konkrete Angaben dar­
über gemacht, in welchem Umfang Milliardenbeträge aus der 
Weser-Ems-Region abgezogen werden. 
Das Land Niedersachsen könnte, so 
Meyer-Renschhausen, in diesem Jahr 
voraussichtlich 600 Millionen mehr 
an Einnahmen für den Haushalt ver­
buchen, wenn die Sondergewinne der 
Erdölgesellschaften zu 40 Prozent 
abgeschöpft würden, was nach dem 
Bergbaugesetz aus dem Jahr 1980 
möglich wäre. Tatsächlich sind es 
aber nur 32 Prozent. Niedersachsen 
will aus der Abschöpfung u.a. das 
kürzlich bekannt gegebene Beschäfti­
gungsprogramm finanzieren. 
Die beträchtlichen Sondergewinne in 
der westdeutschen Erdöl- und Erd­
gasforderung fallen seit Oktober 
1973 an. Ursache hierfür ist die Tat­
sache, daß sich durch die Preissteige­
rung des OPEC-Rohöls auch der 
Marktwert für Rohöl und Erdgas aus 
der Bundesrepublik beträchtlich er­
höht hat, ohne daß die Förderkosten 
auch nur annähernd gleich stark ge­
stiegen wären. Über den Umfang die­
ser Sondergewinne, die im wesentli­
chen den Tochterunternehmen der 
multinationalen Ölgesellschaften zu­
fallen, lagen bisher nur äußerst vage 
Schätzungen vor - so u.a. vonder BP, 
die keine Schürflizenzen in Deutsch­
land hat und sich deshalb angesichts 
der hohen Gewinne ihrer multinatio­
nalen Konkurrenten in der Bundesre­
publik besonders benachteiligt sieht. 
Wie Meyer-Renschhausen, der wis­
senschaftlicher Mitarbeiter im For­
schungsprojekt „Energieeinsparung 
und Wirtschaftspolitik" an der Uni­
versität Oldenburg ist, errechnete, 
kletterten in der Bundesrepublik die 
Sondergewinne seit 1978 von 2.6 Mil­
liarden über 2.8 Milliarden {1979) auf 

4,5 Milliarden im Jahr 1980. Im ver­
gangenen Jahr dürften die Sonderge­
winne - einer vorläufigen Schätzung 
zufolge - etwa sechs Milliarden betra­
gen haben. 

Auf den Weser-Ems-Bezirk entfielen 
im gleichen Zeitraum rund 65 Pro­
zent der westdeutschen Erdgasförde­
rung und etwa 33 Prozent der Erdöl­
förderung. Entsprechend hoch ist der 
Anteil der Sondergewinne: 
1978 1,4 Mrd. Mark 
1979 1,6 Mrd. Mark 
1980 2,4 Mrd. Mark 
Nach einer ebenfalls vorläufigen 
Schätzung betragen sie 1981 etwa 
drei Milliarden Mark. 
Durch die staatlichen Förderzinsen 
wird in Niedersachsen bislang nur ein 
Bruchteil der Sondergewinne abge­
schöpft: 1978 und 1979 jeweils etwa 
0,4 Milliarden Mark, 1980 etwa 0,8 
Milliarden Marl. 

Meyer-Renschhausen stellte dazu 
fest, daß die staatliche Abschöpfung 
der windfall-profits deutlich unter 
dem Niveau anderer westeuro­
päischer Staaten lag, auch wenn man 
berücksichtige, daß die verbleiben­
den Gewinne - soweit sie nicht mit 
Verlusten aus anderen Unterneh­
mensbereichen verrechnet werden 
könnten -normal zu versteuern seien. 
Der Verzicht auf eine angemessene 
Abschöpfung müsse, so der Öko­
nom, vor allem aus der Sicht der 
slrukt urschwachen Förderregionen 
wie zum Beispiel des Weser-Ems-
Bezirks mit großer Skepsis betrachtet 
werden, da zum einen nur ein Bruch­
teil der Sondergewinne in der Bun­
desrepublik reinvestiert werde, und 

zweitens die staatlichen Aufwendun­
gen zur Förderung strukturschwa­
cher Regionen von Streichungen be­
troffen seien. 1980 betrugen die Brut­
to-Anlageinvestitionen im Bereich 
der westdeutschen Erdöl- und Erd­
gasgewinnungsindustrie lediglich 0,4 
Milliarden Mark. 

Inzwischen ist es über die Oldenbur­
ger Untersuchung mit dem nieder-
sächsischen Wirtschaftsminister Bir­
git Breuel zu einer öffentlichen Aus­
einandersetzung gekommen. Im 
Laufe dieser Auseinandersetzung 
wiederholte Frau Breuel jedoch nicht 
eine laut Nordwest-Zeitung gemach­
te Äußerung, wonach die Untersu­
chung ein „unseriöses Zahlenwerk" 
sei. Allerdings differieren die Anga­
ben des Wirtschaftsministeriums und 
der Oldenburger Wissenschaftler 
über den Wert der geförderten Men­
ge im Jahre 1980 erheblich. Während 
Meyer-Renschhausen den Gesamt­
wert der Förderung 1980 mit 5,8 Mil­
liarden Mark angab, erklärte das 
Wirtschaftsministerium, der Wert 
liege bei vier bis fünf Milliarden 
Mark. Meyer-Renschhausen forderte 
in diesem Zusammenhang, Frau 
Breuel solle ihre Berechnungen of­
fenlegen. Seine Untersuchung sei so 
seriös wie die amtlichen Daten, auf 
denen sie basiere. Außerdem sagte er, 
die Tatsache, daß seine Untersu­
chung und die Schätzung der BP über 
die anfallenden Sondergewinne, die 
zu ähnlichen Ergebnissen komme, 
müsse nicht notwendig heißen, daß 
sie unseriös sei. gh 

Wiederbesetzungssperre 
nun auch im Mittelbau 
Nach den Landlagswahlen will 
die jetzige Regierung offensicht­
lich darüber beraten, grundsätz­
lich für den Mittelbau an den 
Hochschulen eine Art Wiederbe­
setzungssperre einzuführen. Da­
nach soll jede Wiederbesetzung ei­
ner frei werdenden Stelle von 
einer vorhergehenden Überprü­
fung abhängig gemacht werden. 
Wie der regierungsnahe „Rund­

blick" dazu schreibt, wären davon 
vor allem die Stellen der Akade­
mischen Räte betroffen, die auf 
etwa 1.000 in Niedersachsen bezif­
fert werden. Der „Rundblick": 

„Indirekt wäre eine solche Sperre 
eine Erweiterung der Sparvor­
schriften, die bei den Assistenten 
durch die 2/3-Regelung bereits 
getroffen worden ist". 

60.000 Mark für die j 
Kooperation mit Groningen 
Senat beschloß die Verteilung der Mittel 

Neues Institut 
für Ausländerpädagogik 
Ein zentrales Institut für Wande­
rungsforschung, Ausländer Pädago­
gik und Zweisprachendidaktik hat an 
der Universität Essen die Arbeit auf­
genommen. Die Einrichtung soll sich 
vor allem mit schulischen und sozia­
len Problemen ausländischer Kinder 
befassen sowie Unterrichtskonzepte 
für Lehrer und Schuler entwickeln. 

Insgesamt 16 Anträge mit einem Ge­
samtvolumen von knapp 60.000 
Mark für Kooperationsvorhaben Ol­
denburger und Groninger Wissen­
schaftler wurden dem Senat auf sei­
ner letzten Sitzung zur Entscheidung 
vorgelegt. Damit hat sich der für 
1982 erwartete Bedarf an Mitteln für 
die Durchführung gemeinsamer Vor­
haben um etwa 20 Prozent gegenüber 
1981 erhöht. 

Im Rahmen ihrer 1980 unterzeichne­
ten Kooperationsvereinbarung ver­
pflichteten sich die Rijksuniversiteit 
te Groningen und die Universität Ol­
denburg, Vorhaben, die gemeinsam 
von Wissenschaftlern beider Seiten 
durchgeführt werden und der Ver­
wirklichung der in der Vereinbarung 
niedergelegten Kooperationsziele 
dienen, mit jährlich 50.000 Deutsche 
Mark oder Gulden zu fördern. Diese 
Mittel sollen vornehmlich als Anlauf­
finanzierung für geplante neue Pro­
jekte dienen, die in der Folge anfal­
lenden weiteren Kosten sollen dage­
gen aus den „normalen" Haushalts­
mitteln finanziert werden. Ferner soll 
Ziel dieser Vorhaben sein, die Ergeb­
nisse der Zusammenarbeit in Form 
von Publikationen einer breiteren in­
teressierten Öffentlichkeit zugäng­
lich zu machen. 

An den in diesem Jahr neu geplanten 
bzw. fortgeführten Vorhaben beteili­
gen sich Wissenschaftler aus ver­
schiedensten Fachgebieten. Gegen­
stand der Vorhaben sind u.a.: 
# Gründe für das Baumslerben an 

„Führungs- und Ausführungsregionen" 
Symposion der Raumplaner über Arbeitsteilung, Raumentwicklung und Lebensbedingungen 
Am 5. Februar fand ein ganztägiges 
Symposion des Studiengangs Raum­
planung mit auswärtigen Wissen­
schaftlern statt. Dabei ging es um die 
theoretische und empirische Bedeu­
tung, welche die räumliche Arbeits­
teilung von Unternehmen nach ihren 
wesentlichen Funktionen für das 
Entwicklungspotential einzelner Re­
gionen hat. Das Symposion hat gro­
ße - auch überörtliche - Resonanz ge­
funden. Das ist keineswegs verwun­
derlich angesichts von Verlaufs-Ten­
denzen regionaler Entwicklung, die 
nicht nur aktuell, sondern auch für 
eine Region wie den Nord-West-
Raum sehr maßgebend sind, und die 
geeignet erscheinen, das Niveau-Ge­
fälle der sozialökonomischen Ent­
wicklung im Bundesgebiet zu verstär­
ken. Wer sich jedoch bemüht, hier 
mit dem Ziel „gleichwertiger Lebens­
bedingungen" einzugreifen, stößt da­
rauf, daß Arbeitsplätze als das we­
sentliche Potential sowohl der Raum­
entwicklung als auch der Arbeits­
und Lebensverhältnisse verstärkt se­
lektiert werden nach den Unterneh­
mensaufgaben 

- Forschung/Entwicklung, Marke­
ting, Verwaltung, die eine ausgepräg­
te Affinität zu Standorten in Bal­
lungsräumen (vor allem: SüdVWest-
BRD) aufweisen; und 
- angewandte Produktion mit ausge­
prägter Affinität zu Standorten in 
ländlich/peripheren Gebieten bzw. 
im Ausland. 

Eine solche Arbeitsteilung wird ge­
fördert durch den hohen Stellenwert, 
den die Produktion hochwertiger 
Güter und die forcierte technologi­
sche Umwälzung im derzeitigen wirt­
schaftlichen Strukturwandel einneh­
men. Eine neue Dimension von Ren­
tabilität übt einen starken Druck aus 
auf härtere Wirtschaftlichkeit und 
auf Unternehmens-Zusammen­

schlüsse bzw. -Kooperation - zwei 
wichtige Ausgangspunkte für prakti­
zierte „funktionale Arbeitsteilung". 
Diese ist ihrem Charakter nach an­
ders einzuschätzen als die Arbeitstei­
lung, die uns von der Zweigwerks-
Industrialisierung ländlich/periphe-
rer Gebiete her bekannt ist; sie voll­
zieht sich vordem Hintergrund eines 
knappen mobilen Ansiedlungspoten-
tials, geht einher mit einer „Filialisic-
rung" bislang selbständiger Unter­
nehmen und wird diese letztlich auch 
als solche erfassen. 
Diese funktionale Arbeitsteilung 
könnte eine tiefgreifende Festschrei­
bung in „Führungs- und Ausfüh­
rungsregionen" bewirken. Es würden 
Raumentwicklungskräfte wirken, 
unter denen das Ziel „gleichwertige 
Lebensbedingungen" noch schwieri­
ger zu erreichen sein dürfte. Damit 
wären an die Raumplanung in beson­
derer Deutlichkeit nun qualitative 
Anforderungen zur Beeinflussung 
des Standortverhaltens gewerblicher 
und dicnstleistender Betriebe zu stel­
len. 

Der Fundierung dieses von Professor 
Dr. Klaus Brake (FB 3) getragenen 
Problemzusammenhangs diente das 
Symposion „Arbeitsteilung/Raum­
entwicklung/Lebensbedingungen". 
Dr. F.J. Bade (Wissenschaftszen­
trum Berlin) konnte aufgrund seiner 
Arbeiten über den Einfluß von Groß­
unternehmen auf die regionale Wirt­
schaftsentwicklung vor allem bestäti­
gen, daß die Zweigbetriebe in struk­
turschwachen Gebieten überwiegend 
übernommene Betriebsstätten sind 
(„Filialisierung"); auch ist die Be­
nachteiligung der peripheren Stand­
orte auf starke externe Kontrolle im 
Bereich Einkaufund Fertigungstech­
nologie zurückzuführen und wirkt 
sich auf innerregionale Verflechtun­
gen und Qualifizierung des Arbeits­
marktes hemmend aus. 

Professor Dr. W. Küpper (FB 4) zog 
aus seinen Untersuchungen über 
konzerninterne Standortstrategien 
insbesondere den Schluß, daß die 
Muster funktionaler Arbeitsteilung 
weiter differenziert werden müßten; 
die Entscheidungsprozesse von Un­
ternehmen erfahren auch ihre stand­
örtlichen Konsequenzen im wesent­
lichen entlang der Profilbestimmung 
eines Produktes; dabei bestimmen 
z.B. Art, Fristigkeit oder Einheitlich­
keit der Produktion die Affinitäten 
zu Stamm- oder Zweigwerk bzw. zu 
zentralen oder peripheren Standor­
ten. 

Dr. K. Müller (Prognos, Basel) legte 
anhand seiner eben beendeten Studie 
über das Ausmaß funktionaler Kon­
zentration in ausgewählten Gebieten 
der Schweiz die einzigen bisher vor­
liegenden regionalen Befunde dieser 
Entwicklung vor; sie bestätigen vor 
allem die einseitigen Folgen funktio­
naler Arbeitsteilung für die Wirt­
schaftsstruktur peripherer Regionen; 
insbesondere das Übergreifen von 
Arbeitsteilung auch auf weiterhin 
selbständige Unternehmen bekräftigt 
die Notwendigkeit, seinen Blick da­
für zu schärfen, aufweichen Wegen 
inzwischen räumliche Disparitäten 
sich weiterentwickeln. 
Das Symposion hat wichtige Fach­
leute hier zusammengeführt und die 
Diskussion über Verlauf und Ursa­
chen räumlicher Entwicklung be­
fruchtet. Es war ein wissenschaftli­
cher Gedankenaustausch über 
höchst aktuelle Fragender Raument-
wicklungs-Theorie und der Raum­
ordnungs-Politik. Das Symposion 
gehört in den Rahmen einer Projekt­
arbeit - zusammen mit Prof. Dr. C. 
Ossorio-Capella (FB 4) -, die in der 
Lehre bereits läuft, ein Forschungs­
vorhaben vorbereitet und damit die 
Kooperation mit der Universität 
Groningen praktiziert: es geht um 
Beschreibung und Bewertung von 
„Filialisierung" im Nordwesten Nie­
dersachsens und im Nordosten der 
Niederlande. 

Klaus Brake 

der west- und ostfriesischen Küste; 
• das unterschiedliche Nährstoffan­
gebot im Dollart und im Jadebusen; 
• das Farbstreifensandwatt, Feld­
studien auf der Insel und im Natur­
schutzgebiet Mellum; 
• Ausmaß und Auswirkungen der 
„Filialisierung" auf die Entwicklung 
der peripheren Regionen im Nordwe­
sten der Bundesrepublik und Nord­
osten der Niederlande; 
• Erarbeitung von Unterrichtsein­
heiten im Lehramtsstudiengang Poli­
tik/Sozialkunde und deren Umset­
zung im Unterricht; 
• Lehrerverhalten bei Planung und 
Realisation von Unterricht in den 
Niederlanden und der Bundesrepu­
blik. 

Informationen 
über Sprachkurse 
Im Akademischen Auslandsamt 
(aka) der Universität Oldenburg lie­
gen jetzt die neuen Broschüren des 
DAAD über Ferien- und Ferien­
sprachkurse an ausländischen Hoch­
schulen vor. Diese Kurse finden in 
der vorlesungsfreien Zeit zwischen 
Juli und September statt. Die Bro­
schüren können vom aka kostenlos 
an Interessenten abgegeben werden. 
Darüber hinaus liegen weitere Infor­
mationsschriften von einzelnen aus­
ländischen Hochschulen zur Ein­
sichtnahme aus: Raum A 202, zwi­
schen 10.00 und 12.00. 

„Frauen gegen 
Berufsverbote" 
In einem Schreiben an den nieder­
sächsischen Kultusminister, Dr. 
Werner Remmers, hat sich die stu­
dentische Frauen-Vollversammlung 
gegen das „angekündigte Berufsver­
bot" für die Studienleiterin Dr. Heike 
Fleßner gewendet. In dem einstim-* 
mig verabschiedeten Text protestie­
ren die Frauen dagegen, „daß Frau­
en, die sich in Politik und Wissen­
schaft für die Interessen von uns 
Frauen einsetzen, diskriminiert und 
mit Berufsverbot belegt werden sol­
len." Da ihre wissenschaftliche Ar­
beit „mit dem drohenden Berufsver­
bot" sanktioniert werde, seien von 
dem Verfahren gegen Dr. Fleßner 
„alle Frauen gleichermaßen betrof­
fen". Der Minister wird in dem Text 
aufgefordert, die angekündigten 
Disziplinarverfahren einzustellen. 
Ebenso appellieren die Frauen an 
den Präsidenten der Univeisität, 
„sich auch in unserem Interesse als 
Frauen gegen das drohende Berufs­
verbot gegen Frau Dr. Fleßnereinzu« 
setzen". 

Mit „Empörung" hat auch die Perso-B 
nalversammlung der ELAB-StudenÄ 
ten im dritten Studienabschnitt d ie l 
Disziplinarverfahren gegen 23 Kom­
munalwahlkandidaten zur Kenntnis 
genommen. Die Personalversamm-J 
hing wendet sich ferner gegen Ein-
stellungsverzögcrungen für eine Rei­
he von ELAB-Kollegen, die _vor 
allem wegen der verfassungswidrigen 
Überprüfungen der politischen Ge­
sinnung" entstanden seien. 
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Selbstverwirklichung für die 
Zeit nach der Berufstätigkeit 
Die Gerontologin Dr. Buni Arnold 
vom Zentrum für wissenschaftliche 
Weiterbildung (ZWW) und die Päd­
agogikstudentin Jutta Wortmann 
haben jetzt Ergebnisse einer Umfrage 
unter Studenten der Universität Ol­
denburg vorgelegt, die 45 Jahre und 
älter sind. Es ist die erste Untersu­
chung dieser Art in der Bundesrepu­
blik. 
Bei der Umfrage geht es vor allen 
Dingen darum, herauszufinden, wel­
che Beweggründe ältere Kommilito­
nen hatten, ein Studium aufzuneh­
men, unter welchen Bedingungen sie 
studieren können und welche Erwar­
tungen sie aufgrund der Weiterquali­
fizierung haben. 

An der Universität Oldenburg sind 
30 Männer und 25 Frauen immatri­
kuliert, die älter als 44 sind. In der 
Gruppe der 45- bis 50jährigen sind 
beide Geschlechter fast gleich stark 
vertreten. Mit zunehmendem Alter 
erhöht sich der Anteil der Männer. 
Auch drei Rentner bzw. Pensionäre 
studieren an der Universität Olden­
burg. 

Fast die Hälfte der älteren Kommili­
tonen hat andere Zugangsvorausset­
zungen als das Abitur für ihr Stu­
dium, andererseits verfügt knapp ein 
Drittel bereits über eine akademische 
Ausbildung - zumeist als Lehrer. 
Die meisten Studenten - besonders 
die Frauen - streben einen Abschluß 
ihres Studiums an. Sie möchten sich 
neu qualifizieren oder alte Qualifika­
tionen auffrischen. 
Für ihr Studium erhalten die älteren 
Frauen in der Regel mehr Zuspruch 
und Unterstützung durch ihre Part­
ner oder durch die Familie als die 

Männer; Frauen gegenüber wird al­
lerdings weitaus zurückhaltender im 
Bekannten- und Freundeskreis rea­
giert - sprich: die gesellschaftliche 
Anerkennung ihres Studiums wird 
ihnen oftmals versagt. Erschwerend 
wirkt sich für alle älteren Studenten 
die Mehrfachbelastung durch Beruf. 
Familie, Studium aus. 
Fast alle älteren Studenten glauben, 
daß ihnen ihr Studium auch in der 
Selbstverwirklichung in der Zeit­
spanne nach ihrer beruflichen Tätig­
keit helfen wird. Die Zusammenar­

beit mit den jungen Kommilito­
nen wird dabei als sehr positiv und 
anregend empfunden. Da die meisten 
von ihnen einen hohen Grad von Ak­
tivitäten in ihrem bisherigen Lebens­
lauf aufzuweisen haben, steht zu er­
warten, daß sie ihre neuen Erkennt­
nisse und Fähigkeiten weiterhin aktiv 
anwenden werden. Bei diesem Selbst­
verständnis wundert es nicht, wenn 
sich 95 Prozent der Befragten dafür 
aussprachen, daß der Zugang zur 
Universität nicht durch ein bestimm­
tes Lebensalter begrenzt werden soll. 

„Von Gleichberechtigung 
kann keine Rede sein" 
Die Probleme der Frauen spielen an 
der Oldenburger Universität eine 
ebenso untergeordnete Rolle wie 
Frauen als Planer und Veranstalter 
wissenschaftlicher Arbeit. Diese Auf­
fassung, die bisher sowohl für den 
Bereich Lehre und Forschung als 
auch für den des studentischen Le­
bens galt, soll revidiert werden. 
Verschiedene Initiativen bildeten 
sich an der Hochschule, die sich zum 
Ziel gesetzt haben, die Interessen der 
Frauen in der Wissenschaft und im 
Leben der Universität stärker durch­
zusetzen. 

So legten die Liste „Sozialwissen­
schaftliche Initiativen" und „Fraucn-
projekt/Frauenreferat" dem Fachbe­
reich 3 zwei Anträge zur Sicherung 
und Kontinuität von Frauenstudium 
und Lehre von Frauen an der Univer­
sität vor. Ein Ausgangspunkt dieser 

Initiative war die statistische Auf­
schlüsselung der Hochschullehrer­
stelle nach Geschlechtern. Danach 
lehren an der Universität 150 Profes­
soren, aber nur sieben Professorin­
nen. 193 wissenschaftliche Mitarbei­
ter sind Männer, nur 65 sind Frauen. 
Im Fachbereich 3, an den sich die 
Anträge richteten, ist die Unausge-
wogenheit noch größer. 
Um mehr „Raum" für Frauen bemü­
hen sich auch das Frauenreferat des 
Allgemeinen Studentenausschusses 
(AStA) und die Frauen-Vollver­
sammlung. Sie möchten im Neubau 
am Uhlhornsweg einen Treffpunkt 
für Frauen sowie eine Archiv- und 
Arbeitsstätte zu frauenspezifischen 
Themen einrichten. Dieser Arbeits­
raum soll auch für Diplom- und 
Examensarbeiten genutzt werden 
können. 

Nun doch Sozialversicherung? 
Die Auseinandersetzung um die 
Entrichtung von Beiträgen für die 
Sozialversicherung während des un­
terrichtspraktischen Halbjahres im 
dritten Studienabschnitt der Ein­
phasigen Lehrerausbildung (ELAB) 
hält an: Die GEW-Betriebsgruppc 
und der ELAB-Personalrat haben 
sich aufgrund eines Urteils des Lan­
dessozialgerichtes an die Regierung 
in Hannover gewandt mit der Auf­
forderung. alle Betroffenen wieder 
in ihre alten Rechte einzusetzen. Da­
gegen vertritt das Zentrum für päd­
agogische Berufspraxis (ZpB) die 
Auffassung, daß das Verlangen des 
Personalrats kaum Chancen haben 
dürfte und zudem auch nicht im In­
teresse der Betroffenen liege. 
Durch die Interpretation eines Bun-
dessozialgcrichtsurteils war das un­
terrichtspraktische Halbjahr neuer­
dings als „Zwischenpraktikum" ge­
wertet worden. Die Folge war, daß 
die Studenten aus der Sozialversi-
cherungspflicht herausfielen, keine 
Beiträge mehr bezahlen mußten, 
aber auch in der Regel keine An­
sprüche bei einer möglichen Arbeits­
losigkeit nach dem Ende ihres Stu­
diums mehr geltend machen konn­
ten. 

GEW-Betriebsgruppe und ELAB-
Personalrat stützen sich nun bei ih­
rem Widerspruch auf ein neues Ur­
teil des Landessozialgerichtes Nie­
dersachsen, nach dem das unter­
richtspraktische Halbjahr ausdrück­
lich nicht als „Zwischenpraktikum" 
im Sinne der Urteilssprechung des 

Bundessozialgerichtes anzusehen 
ist (Az: L 7 Ar 46/81). 
Dieses Urteil sehen GEW-Betriebs­
gruppe und ELAB-Personalrat als 
eine Bestätigung ihrer Auffassung. 
daß „das übereilte Vorgehen der 
Landesregierung.... schon jetzt 
schwerwiegende Nachteile und Bela­
stungen sowohl für die Absolventen 
und Studierenden der ELAB als 
auch für die Beschäftigten der Besol-
dungsstellc der Bezirksregierung ge­
bracht" habe, da die Studentinnen 
und Studenten, die sich zur Zeit im 
unterrichtspraktischen Halbjahr be­
finden, angesichts der unsicheren 
Rechtslage mit Nachforderungen 
rechnen müßten. 
Dazu erklärte Hansjürgen Otto, wis­
senschaftlicher Mitarbeiter vom 
ZpB, leider brächte die Rechtsauf­
fassung des Landessozialgerichts -
sollte sie sich durchsetzen - für die 
meisten ELAB-Absolventen keine 
unmittelbaren Vorteile. Denn seit 
Anfang 1982 habe Anspruch auf Ar­
beitslosengeld nur noch, wer minde­
stens ein Jahr arbeitslosenversiche-
rungspflichtig beschäftigt wäre. Das 
unterrichtspraktische Halbjahr der 
Studenten im 3. Studienabschnitt(3. 
StA) dauere in der Regel jedoch 
noch nicht einmal sechs Monate, so 
daß es einen Anspruch auf Arbeits­
losengeld nur zusammen mit einem 
weiteren und längeren Arbeitsver­
hältnis begründen könnte. Und eben 
solche Beschäftigungen seien gegen­
wärtig für arbeitslose Lehrerschwer 
zu finden. Bedürftige arbeitslose 

ELAB-Absolventen hätten dagegen 
weiterhin Anspruch auf die soge­
nannte originäre Arbeitslosenhilfe. 
welche auch nach einem Öffentlich­
rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
ohne Bcitragspilicht zur Arbeitslo­
senversicherung gewährt werde. Un­
mittelbare und wesentliche Vorteile 
könnten sich somit nur diejenigen 
erhoffen, die aufgrund eines verlän­
gerten Unterrichtsvorhabens im 3. 
StA und/oder durch zusätzliche Be­
schäftigungen auf eine mindestens 
einjährige Arbeitslosenversiche-
rungspflicht verweisen könnten und 
nicht „bedürftig" seien. Auch für 
diese habe aber die Rechtsauffas­
sung des Landessozialgerichts keine 
unmittelbare Auswirkung, weil das 
nicht rechtskräftige Urteil nur den 
Einzelfall regelt; sie müßten daher 
wohl den Rechtsweg zur Durchset­
zung des Anspruchs beschreiten. 
Insgesamt sehe er keinen Anlaß, daß 
die Universität sich nunmehr für die 
Wiedereinführung der Arbeitslose n-
vcrsicherungspllicht im 3. StA ver­
wende. 

Otto verwies im übrigen nochmals 
auf die Möglichkeil der Rückforde­
rung der im 3. StA gezahlten Sozial­
versicherungsbeiträge; dazu liege im 
ZpB ein Informationsblatt mit An­
tragsformular aus. Sollte wirklich 
im Sinne der Forderung des Perso­
nal rats die Beitragspllicht wieder 
eingeführt werden, so rechne er 
nicht mit einer rückwirkenden Wie-
dereinzahlungspflicht der zurückge­
forderten Beiträge. 

Im Wortlaut 
Erklärung zur Ausländerpolitik 
Auf ihrer Tagung 'Sprach- und Kulturarbeit mit Ausländern' am 20. und 
21. Februar 1982 haben sich Hochschullehrer und Studenten aus Olden­
burg, Essen, Landau, Hannover, Hildesheim, Bielefeld, Lüneburg und 
Weingarten, die bundesweit in Studiengängen 'Ausländerpädagogik' tätig 
sind, mit den gegenwärtigen Tendenzen der Ausländerpolitik als den Rah­
menbedingungen ihrer Arbeit auseinandergesetzt. Nachfolgend die Erklä­
rung im Wortlaut: 

„Mit großer Besorgnis beobachten 
wir in der Bundesrepublik gegenwär­
tig Tendenzen zur A usländerfeind-
lichkeif und zum Fremdenhaß. Sie äu­
ßern sieh in zunehmend aggressiven 
Formen. Die in den letzten Monaten 
von Bund und Ländern gefaßten Be­
schlüsse und Erlasse zur Ausländerpo­
litik tragen entgegen ihrer erklärten 
Absicht zu einem Klima bei, in dem 
sich rassistische Tendenzen verbrei­
ten. 

Deutlicher Ausdruck dieser auslän­
derfeindlichen Grundstimmung ist 
das 'Heidelberger Manifest'. Dieses* 
Pamphlet, das in seiner Diktion dem 
'Wörterbuch des Unmenschen ent-

die Progromstimmung gegen Auslän­
der mit Behauptungen, die in der Er­
klärung der Frankfurter Kolleginnen 
und Kollegen (vgl. Frankfurter Rund­
schau vom 13.2.1982) detailliert wi­
derlegt worden sind: 
Mit allem Nachdruck wenden wir uns 
gegen jede Form der Diskriminierung 
von Minderheiten in unserer Gesell­
schaft. Wir wehren uns dagegen, die 
Ursachen einer tiefreichenden wirt­
schaftlichen und moralischen Krise in 
unserer Gesellschaft der Gruppe der 
Ausländer aufbürden zu wollen und 
sie zum Sündenbock abzustempeln . 
Ausgehend von unserer menschlichen 
Verantwortung und Verpflichtung ge­

lehnt erscheint, läßt Denkmuster der genüber einer Minderheit, die wir zum 
NS-Ära wieder aufleben. Wir erken- Aufbau unserer Wirtschaft und zum 
nen in der Erklärung der 15 Professo- Ausbau unseres Lebensstandards sel-
ren eine besondere Gefahr, als in ihr ber ins Land geholt haben, undausge-
der Versuch unternommen wird, dif- hend von einer unseligen Geschichte. 
fusen Ängsten und Abwehrreaktionen in der schon einmal Menschen bis zu 
in der Bevölkerung eine pseudo- ihrer physischen Vernichtung syste-
wissenschaftliehe Legitimation zu matisch verfolgt wurden, rufen wir die 
verleihen. Mit den Insignien einer Öffentlichkeit auf. den Anfängen ei-
scheinbar objektiven Wissenschaft- ner Ausländerfeindlichkeit entschte-
lichkeit versehen, schürt das Manifest den zu wehren." 

Etatkürzungen der Stadt 
trifft Studenten hart 
Nach der BAFöG-Novellierung, die 
bei vielen Studenten zu drastischen 
Kürzungen der Studienförderung 
Führte, werden die Maschen im sozia­
len Netz durch neue Gebührenerhö­
hungen und die Kürzung von sozia­
len Leistungen der Stadt Oldenburg 
und des Landes Niedersachsen noch 
weiter. Tariferhöhungen, die - wie bei 
der EWE - außerhalb der direkten 
Verantwortung des Landes und der 
Kommune liegen, hatten schon vor­
her dazu geführt, daß die Studenten 
mit einem immer kleiner werdenden 
monatlichen Haushall leben müssen. 
Wenn der AStA in einer Pressemittei-
lung die ..soziale Existenz der Studen­
ten gefährdet" sieht, dann geht er da­
von aus, daß weniger als 31) Prozent 
aller Studenten BAFÖG erhalten, 
von diesen wieder nur zehn Prozent 
den Höchstsat/ von 620 Mark. ..AU 
einen weiteren Griff in die sowieso 
schon leeren Taschen der Studenten" 
wertet er daher die von der Regierung 
in Hannover - gegen den Willen des 
Studenten Werkes - verfügte Verteue­
rung der Mensa-Preise bis zu 25 Pro­
zent. 

Massiven Prolest äußerten die Stu­
denten auch gegenüber den umfang­
reichen Gebührenerhöhungen der 
Stadtverwaltung; so müssen etwa 
1.500 Studenten Müllabfuhrgebüh­
ren von 88 Mark pro Jahr zahlen. Zu 
einer heiligen Kontroverse kam es 
zudem in der Ratssitzung um die ver­
billigten Pekol-Monaislährkarlen 
für Studenten. Die bisher gewährten 
Zuschüsse sollen nach Vorstellungen 
der Verwaltung gestrichen werden. 
Der Rat verwies die Angelegenheit an 
den So/ialausschuß, der es allerdings 
ablehnte, sich mit dem Antrag auch 
nur zu befassen. 

Ganz anders verlief dagegen die De­
batte um die Haushaltssanierung in 

der abschließenden Etatberatung des 
Stadtrates: Umfangreiche Kürzun­
gen - auch freiwilliger Leistungen -
treffen nun besonders weniger ver­
dienende Mitbürger - darunter auch 
die BAFöG-Bezieher unter den Stu­
denten. 
Mehrere Eltern wehrten sich inzwi­
schen mit einer Besetzung des städti­
schen Jugendamtes gegen die Strei­
chung der Zuschüsse für die Unter­
bringung ihrer Kinder in der DRK-
Kinderkrippe. Einer Studentin war in 
diesem Zusammenhang nach eigenen 
Angaben empfohlen worden, ihr Stu­
dium abzubrechen. Sie hätte dann 
Zeit, ihre Kinder ohne fremde Hilfe 
zu betreuen. Nach einer Mitteilung 
des Elternrates der DRK-Kinder-
krippe ist zur Mitte des Jahres in die­
sem Bereich gänzlich mit einem Fias­
ko zu rechnen, da sich das DRK 
wegen der nun sinkenden Zahl der zu 
betreuenden Kinder nicht mehr in 
der Lage sehe, die Einrichtung weiter 
zu erhalten. 

Bausparkasse 
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Leserbrief 
Über den Gastkommentar von Herrn 
Grolle zum 10jährigen „Jubiläum" 
des Radikalenerlasses im uni-info 
3/82 war ich erstaunt. Bisher hatten 
die Gastkommentare immer etwas 
mit unserer Universität zu tun. Hier 
konnte ich einen solchen Bezug nicht 
ausmachen. Berufsverbote haben wir 
allerdings, aber was bedeutet es für 
uns, wenn der Schulsenator von 
Hamburg den Radikalenerlaß von 
1972 heute bedauert und das in die 
Praxis umzusetzen versucht'? Oder 
liegt der Bezug darin, daß Herr Grol­
le bis vor kurzem eine Professur an 
unserer Universität innehatte'? Das 
dürfte wohl kaum ausreichen. Oder 
sollte die gegenwärtige Situation in 
der Hansestadt Hamburg geschildert 
werden? Dazu wären die Informatio­
nen, die Herr Grolle gibt, zu nebulös 
und dürftig. Propaganda? Dieser Ge­
danke kam mir, als ich in der neue­
sten Ausgabe der „Feder", der Zeit­
schrift der IG Druck und Papier für 
Journalisten und Schriftsteller, fol­
gende Meldung las: „Der Autor des 
Romans 'Die Hexenjagd", in dem die 
Situation eines vom Berufsverbot be­
troffenen Lehrers geschildert wird, 
ist vom Amtsgericht Hamburg-Alto-
na vom Vorwurf der Beleidigung frei­
gesprochen worden. Peter de Lorent, 
Lehrer in Hamburg, war angeklagt, 
mit seinem Roman zwei Hamburger 
Beamte beleidigt zu haben. Schulse­
nator Joist Grolle (SPD) hatte ge­
meinsam mit den Beamten Strafan­
zeige erstattet. Nach Ansicht der 
Richter handelt es sich bei dem Ro­
man um ein literarisches Kunstwerk, 
das den verfassungsrechtlichen 
Schutz des Grundgesetzes genieße..." 

Erhard Lucas-Busemann 

Ferienprogramm 
Bis zum 26. März bietet der Zentrale 
Aufgabenbereich Hochschulsport 
der Universität ein Ferienprogramm 
im Mittagspausensport täglich zwi­
schen 12.00 und 13.00 an. 

Spedition 
Möbeltransport 

International Ems 
Bücher sind ein unent­
behrlicher Begleiter auf 

dem Weg durch Ihr 
Studium 

In unserer wissenschaft­
lichen Abteilung finden 

Sie die für Sie notwendigen 
Bücher in großer Auswahl 

BUCHHANDLUNG 
B0LTMANN & GERRIETS 

Lange Str. 57 • Ruf 2 66 01 
Postfach 1 41 

Lehrerbildung 
im EG-Rahmen 
Die „Association for Teacher Educa-
tion in Europe" (ATEE),deren Präsi­
dent Prof.Dr. Friedrich W, Busch, 
Universität Oldenburg, ist, hält vom 
6. bis 10. September 1982 ihre 7. Jah­
reskonferenz in der Pädagogischen 
Fakultät des Polytechnikums der 
Stadt Birmingham in England ab. 
Das diesjährige Konferenzthema, 
„Lehrerbildung im Rahmen der Eu­
ropäischen Gemeinschaft", soll in 
sechs Unterthemen behandelt wer­
den. Weitere Informationen erteilt 
Gerald Asbury, Faculty of Educa-
tion and Teacher Training, City of 
Birmingham Polytechnic, Westbour-
ne Road, Birmingham B15 3TN, 
England, Tel. (44)21-4545106. 

Senat hat Probleme 
mit der Tagesordnung 
Seit einiger Zeit werden nach Mittei­
lung des Präsidenten immer mehr 
Vorlagen für den Senat erst kurz vor 
der Sitzung oder als Tischvorlagen in 
der Senatssitzung verteilt. Die Folge 
ist, daß Tagesordnungspunkte bis­
weilen sogar verschoben werden 
müssen, weil die Senatsmitglieder zu 
wenig Zeit haben, um sich mit den 
Vorlagen zu befassen. Tagesord­
nungspunkte sollen deshalb in Zu­
kunft spätestens am Montag in der 
Woche v o r der Senatssitzung einge­
reicht werden. 

Zitat 
„Da z.Zt. für Herrn Wißmann eine 
persönliche Arbeitsfläche nicht zur 
Verfügung gestellt werden kann, er­
klärt sich der Dekan des Fachbe­
reichs 1 - Herr Hasler - bereit, Herrn 
Wilimann das Dekanzimmer zu 
überlassen." 
Protokoll der Abteilung Bauplanung 
von der Sitzung der Belegungsbeauf­
tragten am 12. Januar 1982. 

Anna Thye 
Buchhandlung 
Inh. Gottfried Sieler 
Gegr. 1.9.1800 

29 OLDENBURG 

SchloBplatz 21/22 
Postfach 4780 
Ruf (0441) 26288 
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Buchbindearbeiten 
Zeitschriften Berichte 

HENCKUS 
Buchbindere 

Edewechter Landstraße 5 0 
29 Oldenburg 

Telefon 0441-50 2397 

Gremienterminplan 
für das SS 1982 
14. April Fachbereichsräte/Zen­
trale Studienkommission 
21. April Haushalts- und Pla­
nungskommission 
28. April Senatskommissionen 
5. Mai Senat 
12. Mai Fachbereichsräte / Zen­
trale Studienkommission 
19. Mai Haushalts- und Planungs­
kommission 
26. Mai Senatskommissionen 
9. Juni Senat 
16. Juni Fachbercichsräte/Kon/il 
23. Juni Haushalts- und Planungs­
kommission 
30. Juni Zentrale Studienkommis­
sion 
7. Juli Senat 
11. Aug. Senat 
18. Aug. Fachbereichsräte/Zen-
trale Studienkommission 
25. Aug. Haushalts- und Pla­
nungskommission 
1. Sept. Senatskommissionen 
8. Sept. Senat 
15. Sept. Fachbereichsräte/Zen-
trale Studienkommission 
22. Sept. Haushalts- und Pla-
nungskommission 
29. Sept.Senatskommissionen 
Die Termine liegen alle am Mitt­
woch, in der Regel beginnen die 
Sitzungen der Zentralen Gremien 
am Vormittag um 9.00, 

Zuschüsse der EG 
Für die Entwicklung „gemeinsamer 
Studienprogramme" zwischen Hoch­
schulen aus verschiedenen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft 
(EG) sowie für „kurze Studienaufent­
halte" von Wissenschaftlern und Ver­
waltungsfachleuten im EG-Ausland 
können auch in diesem Jahr wieder 
Zuschüsse von der EG-Kommission 
beantragt werden. Bewerbungs­
schluß: 1. April 1982. Informationen 
im Akademischen Auslandsamt. 

Schreibmaschinen 
neu und gebraucht , sowie diverse Büro­
maschinen mit Service und Garant ie. 
Manuelle Schreibmaschinen ab 85 DM 
Elektr. Schreibmaschinen ab 185 DM 
Kugelkopfschreibmaschinen ab 490 DM 
Elektronische 
Typenrad-Schreibmaschinen ab 1080 DM 
Weitere Büromaschinen a u f A n f r a g e . 

Verkauf und Service in Oldenburg: 

loRTl ERLBECK 
» • * » | BÜROTECHNIK 

—weer Straße 91 
29 Oldenburg. Tel. 0441 85125 

Personalien 
Für Dr. Wolfgang Günther ist das 
Verfahren zur Erlangung der Habili­
tation durch den Beschluß des Fach­
bereichsrates 3 für das Lehr- und 
Forschungsgebiet „Neuere Geschich­
te und Landesgeschichte" eröffnet 
worden. 

Prof.Dr. Bernd Mütter, Historiker im 
Fachbereich 3, hat zusammen mit 
Dr. Falk Pingel, Universität Biele­
feld, auf der Bundestagung des „Bun­
desarbeitskreises der Seminar- und 
Fachleiter e.V." in der Gesamthoch­
schule Siegen eine Sektion „Die Ideo­
logie des Nationalsozialismus als 
Thema der Geschichtsforschung und 
des Geschichtsunterrichts" gehalten. 

Prof-Dr. Günther Salje, bislang 
Hochschulassistent im Fach Bilden­
de Kunst/Visuelle Kommunikation, 
wurde zum 1. Februar 1982 als Pro­
fessor an die Fachhochschule Lüne­
burg berufen. 

Prof.Dr. August Schick, Psychologe 
im Fachbereich 5, fährt zu einer 
Vortrags- und Informationsreise, die 
von der Deutschen Forschungsge­
meinschaft getragen wird, nach Ja­
pan. An der Universität Tokyo 
spricht er über „Kulturvergleichende 
Untersuchungen zum Nachbar­
schaftslärm", an der Universität Osa­
ka über „Psychologische Lärmfor­
schung in der Bundesrepublik: Ge­
genwärtiger Stand und zukünftige 
Planungen". 

Zur Akademischen Rätin 
ernannt wurde: 
Dr. Brunhilde Arnold, wissenschaft­
liche Angestellte im ZWW 

Zu Hochschulassistenten 
ernannt wurden: 
Hans-Jürgen Bandelt, wissenschaft­
licher Assistent im FB 6 
Dr. Maria Fölling-Albers, wissen­
schaftliche Assistentin im FB 1 

Alles daa, 

was Kreative 
und Eaatler 30 
täglich für ihre 
Arbeit und für's 
Hobby gebrauchen, 

bekommt man mit dem 

Studienausweis 

preisgünstig im 

Fachgeschäft 

Spanhake 
29 Oldenburg - lang« ttraOe 48 

M m rathaut ruf 04 41 / 2 74 88 

Personalien 
Einstellungen im 
Dienstleistungsbereich: 
Erika Braasch als Angestellte im FB I 
Bärbel Bünting als technische Ange­
stellte in der ZETWA 
Detlef Puls als Bibliotheksassistent 
im BIS 
Dagmar Rosenbusch als Praktikantin 
in der ZETWA 
Heinz Spohler als Verwaltungsange­
stellter im Projekt „Spiel, Bewegung 
und Umwelt" 
Irmgard Wolke als medizinisch-tech­
nische Angestellte in der ZETWA 
Martina Wollschläger als Praktikan­
tin in der ZETWA 
Einstellung als wiss. 
Angestellter: 

Peter Doerner mit dem Aufgabenge­
biet Biologie im FB 7 
Hubert Nettelhof im Forschungsvor­
haben „Kinetik der Fischer-Tropsch-
Synthese (Prof.Dr. Deckwer) im FB 
9 

„Strauchdiebe" 
Der Gärtner der Universität, Ernano 
Bernabei, beklagt, daß von Hoch­
schulangehörigen zahlreiche Zier­
sträucher für Vasenschmuck gerupft 
werden. Dies habe zum Teil dazu ge­
führt, daß Sträucher eingingen. Er 
bittet deshalb, im Interesse aller auf 
Pflanzenklau zu verzichten und 
„Strauchdiebe" auf die Folgen ihres 
Tuns hinzuweisen. 

GO-Gruppe spielt 
Das japanische Brettspiel GO wird 
seit einiger Zeit regelmäßig in der 
Universität von einer kleinen Gruppe 
gepflegt. Das Treffen, das für neue 
Besucher offen ist, beginnt an jedem 
Sonnabend um 14.00 im Seminar­
raum des Sportiraktes; während der 
Semesterferien wird im AVZ, Raum 
4-451, gespielt. 

Für Optik - Foto -
Film - Kino + Projektion 

sind wir Ihr richtiger Partner. 

Dipl.-Optiker 

WALTER 
Inh. W. D. Heß 
Staat I. gepr. Augenopliksr 
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